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Unterrichtung

Der Prasident Hannover, den 03.12.2009
des Niedersachsischen Landtages
— Landtagsverwaltung —

Haushaltsrechnung fir das Haushaltsjahr 2007
Zuwendungsverfahren fur Mittel aus der Jagdabgabe neu organisieren

Beschluss des Landtages vom 29.10.2009 (Nr. 33 der Anlage zu Drs. 16/1764)

Das Ministerium fuir Ernahrung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung bewilligt
seit 1954 aus zweckgebundenen Mitteln der Jagdabgabe Zuwendungen an verschiedene Empfan-
ger. Das Bewilligungsverfahren sollte nach Auffassung des Landesrechnungshofs auf eine nach-
geordnete Dienststelle delegiert werden.

Der Ausschuss fur Haushalt und Finanzen fordert das Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf, die gegenwartige Zustandigkeitsregelung fur die
Vergabe der Mittel aus der Jagdabgabe zu Uberprifen. Dabei soll auch ein Vergleich mit den Gbri-
gen Bundeslandern erfolgen. Auch die Kosten der unterschiedlichen Zustandigkeitsregelungen sol-
len in den Vergleich einbezogen werden. Ebenso soll der Erlass oder Verzicht von Férderrichtlinien
gepruft und begrindet werden.

Der Ausschuss bittet die Landesregierung um Bericht bis zum 31.12.2009.

Antwort der Landesregierung vom 03.12.2009
Das ML hat mit Datum vom 24.07.2009 eine Landerumfrage durchgefiihrt. Dabei wurde abgefragt,

— wer in den Bundeslandern fiir die Vergabe der Mittel aus der Jagdabgabe zustandig ist und ob
diese in den Ministerien bearbeitet wird oder ob sie delegiert worden ist und an wen,

— ob eine Forderrichtlinie fur die Vergabe der Mittel aus der Jagdabgabe erlassen worden ist.

Die Landerumfrage hat ergeben, dass von 16 Bundeslandern 13 diese Aufgabe in der obersten
Jagdbehorde ihres Ministeriums selbst wahrnehmen. Lediglich zwei Bundesléander haben diese
Aufgabe auf die obere Jagdbehérde in der Mittelinstanz delegiert. Diese Behérde ist in Niedersach-
sen seit dem 01.01.2005 nicht mehr vorhanden; ein Vergleich ist somit nur indirekt méglich. Ledig-
lich ein Stadtstaat hat diese Aufgabe an eine Stiftung delegiert.

Es fallt besonders auf, dass 15 der 16 Bundeslander diese Aufgabe von einer Forstfachbehérde ih-
res Landes, jeweils Jagdbehorden, durchfiihren lassen. Lediglich ein Stadtstaat hat diese Aufgabe
aullerhalb der Forstbehtrde delegiert.

Die Beibehaltung des Zuwendungsverfahrens fiir die Mittel aus der Jagdabgabe in der obersten
Jagdbehdrde hat den deutlichen Vorteil, dass dort zentral fir das Land gut ausgebildetes Personal
mit jagdpolitischem und jagdrechtlichem Fachwissen vorhanden ist. Die Aufgabe kann von einer
Person ohne weitere FortbildungsmaRnahmen wahrgenommen werden. Keine andere Stelle im
Land ist so gut mit den landesweiten Problemen vertraut und kann zielorientiert schnell entschei-
den.

Eine Behérde mit ungeschultem Personal - jagdlich wie férderfachlich - wird nicht in der Lage sein,
die Plausibilitdat und die Dringlichkeit von Antragen prifen zu kdnnen. In Niedersachsen werden
jahrlich die Antréage von acht bis zehn Antragstellern geprift und bewertet. Hierbei kann es dazu
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kommen, dass auch Antrage nicht bewilligt bzw. in der beantragten Zuwendung gekiirzt werden,
weil diese von anderen Antragen inhaltlich in der Qualitat tbertroffen werden. Des Weiteren sind
die Verwendungsnachweise (Ergebnisberichte) fachlich zu priifen.

Auch kann das Fachministerium entsprechend den Erfordernissen im Land schnell und direkt auf
aktuelle Ereignisse reagieren und bei Bedarf Forschungsvorhaben z. B. in der Wildbiologie in Auf-
trag geben. Wird das Verfahren delegiert, ist eine zusétzliche Institution/Behdrde im Ablauf einge-
bunden und der direkte Weg zwischen der Flache und der Bewilligungsbehérde ist nicht mehr moég-
lich.

Ebenso wird der Informationsfluss neuer aus der Jagdabgabe gewonnener Erkenntnisse, die der-
zeit unmittelbar umgesetzt werden kdnnen, langer und damit ineffektiv.

Das Bewilligungsverfahren zu delegieren, bedingt das Aufstellen einer Forderrichtlinie. Aber auch
weiterhin wirden Abstimmungen, zugeschnitten auf den Bedarf auf der Fléche, zwischen dem
Fachreferat und der neu mit dem Bewilligungsverfahren beauftragten Stelle erforderlich sein.

Das Einbinden einer weiteren Behérde/Bewilligungsstelle in den Ablauf wiirde die Kosten fur den
Verwaltungsaufwand bei der Vergabe der Mittel fir die Jagdabgabe um ein Vielfaches erhéhen,
denn bei allen Vorhaben wéare das ML zusatzlich umgehend durch die Bewilligungsstelle zu infor-
mieren.

Der geringe Umfang des Bewilligungsverfahrens im ML von max. 0,1 Vollzeitstellen bzw. rd. 8 000
Euro jahrlich rechtfertigt nicht den hohen zusatzlichen Verwaltungsaufwand als Folge einer Verla-
gerung des Bewilligungsverfahrens auf eine nachgeordnete Behorde.

Bei der Landerabfrage wurde weiterhin festgestellt, dass nur sechs Bundeslander tber eine ,For-
derrichtlinie” verfligen. Der Stadtstaat, der als einziges Bundesland das Bewilligungsverfahren an
eine Stiftung abgegeben hat, vermeidet den Begriff Forderrichtlinie und nennt sein Papier ,Grund-
satze“.

Das ML hat ,Rahmenvorgaben zur Verwendung der Jagdabgabe“ zur Transparenz fir Dritte er-
stellt, die bisher als ausreichend angesehen wurden und somit eine gesonderte Férderrichtlinie er-
Ubrigt.

Nur eines der beiden Bundeslander, die das Bewilligungsverfahren an die Forstbehorde der Mit-
telinstanz delegiert hat, verfiigt tUber eine Férderrichtlinie. Vier Bundeslander mit der Wahrnehmung
dieser Aufgabe im Ministerium arbeiten nach einer Forderrichtlinie.

Aus den vorgenannten Griinden beabsichtigt ML, es bei dem bisher bewahrten und von keinem der
Antragsteller beanstandeten Zuwendungsverfahren zu belassen, zumal die berwiegende Mehrheit
aller Bundeslander in gleicher Weise verfahren.

ML ist dabei bewusst, dass in diesem Einzelfall vom Grundsatz der Zustandigkeitsverlagerung von
Bewilligungsverfahren an nachgeordnete Behdrden abgewichen wird, halt dieses aber wegen der
erheblichen Kosteneinsparung ohne Nachteile fiir die Antragsteller und die optimale Verfahrens-
weise zum Vorteil des Landes und der gemeinsamen Sache fiir vertretbar.

2 (Ausgegeben am 09.12.2009)



	Drucksache 16/1955
	Unterrichtung
	Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2007
	Zuwendungsverfahren für Mittel aus der Jagdabgabe neu organisieren
	Beschluss des Landtages vom 29.10.2009 (Nr. 33 der Anlage zu Drs. 16/1764)
	Antwort der Landesregierung vom 03.12.2009

